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Niederschrift 

über die 30. öffentliche Sitzung 

des Ausschusses für Recht, Sicherheit, Integration und Gleichstellung 

am Donnerstag, 12. Februar 2015, 17:00 Uhr 

im Sitzungssaal des Magistrats, Rathaus, Kassel 

 

Anwesende:  

 

Mitglieder 

Stefan Kortmann, Vorsitzender, CDU 

Frank Oberbrunner, 1. stellvertretender Vorsitzender, FDP 

Dr. Manuel Eichler, 2. stellvertretender Vorsitzender, SPD 

Doğan Aydın, Mitglied, SPD 

Enrico Schäfer, Mitglied, SPD 

Monika Sprafke, Mitglied, SPD (Vertretung für Norbert Sprafke) 

Dr. Andreas Jürgens, Mitglied, B90/Grüne 

Thomas Koch, Mitglied, B90/Grüne 

Dorothee Köpp, Mitglied, B90/Grüne 

Boris Mijatovic, Mitglied, B90/Grüne 

Wolfram Kieselbach, Mitglied, CDU 

Birgit Trinczek, Mitglied, CDU 

Axel Selbert, Mitglied, Kasseler Linke 

 

Teilnehmer mit beratender Stimme 

Jörg-Peter Bayer, Stadtverordneter, Piraten 

Luigi Zisa, Vertreter des Ausländerbeirates 

Carola Hiedl, Vertreterin des Behindertenbeirates 

Dieter Pfeiffer, Vertreter des Seniorenbeirates 

 

Magistrat 

Jürgen Kaiser, Bürgermeister, SPD 

 

Schriftführung 

Andrea Herschelmann, Büro der Stadtverordnetenversammlung 

 

Entschuldigt: 

Dr. Bernd Hoppe, Mitglied, Demokratie erneuern 

Gabriele Jakat, Mitglied, SPD 

 

Verwaltung und andere Teilnehmer/-innen 

Lothar Pflüger, Ordnungsamt 

Karin Hofmann, Amt für Lebensmittelüberwachung und Tiergesundheit 

Ferdinand Peter, Rechtsamt 

Wolfgang Schwerdtfeger, Dezernat -III- 
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1. Satzung der Stadt Kassel über die Erhebung von Kosten für 

Amtshandlungen im Zusammenhang mit der Gewinnung von 

Frischfleisch (Frischfleisch-Kostensatzung) 

101.17.1571 

2. Dschihadisten und Islamisten in Kassel 101.17.1544 

3. Rassistische Diskriminierung beim Einlass in die Disko A7 101.17.1560 

4. Genehmigungspraxis bei Veranstaltungen 101.17.1561 

5. Sperrgebietsverordnung 101.17.1562 

6. Alkoholverbot in der Samuel-Beckett-Anlage 101.17.1563 

7. Klageverfahren gegen die Stadt Kassel 101.17.1564 

 

Vorsitzender Kortmann eröffnet die mit der Einladung vom 5. Februar 2015 

ordnungsgemäß einberufene 30. öffentliche Sitzung des Ausschusses für Recht, 

Sicherheit, Integration und Gleichstellung, begrüßt die Anwesenden und stellt die 

Beschlussfähigkeit fest. 

 

Zur Tagesordnung 

Auf Antrag von Stadtverordnetem Dr. Eichler, SPD-Fraktion, wird 

Tagesordnungspunkt 

 

6. Alkoholverbot in der Samuel-Beckett-Anlage 

Antrag der CDU-Fraktion 

101.17.1563 

 

von der heutigen Tagesordnung abgesetzt. 

Vorsitzender Kortmann stellt die geänderte Tagesordnung fest. 

 

 

1. Satzung der Stadt Kassel über die Erhebung von Kosten für 

Amtshandlungen im Zusammenhang mit der Gewinnung von Frischfleisch 

(Frischfleisch-Kostensatzung) 

Vorlage des Magistrats 

- 101.17.1571 - 

 

Antrag 

 

Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 

 

„Die Stadtverordnetenversammlung beschließt die Satzung der Stadt Kassel 

über die Erhebung von Kosten für Amtshandlungen im Zusammenhang mit der 

Gewinnung von Frischfleisch (Frischfleisch-Kostensatzung) in der aus der 

Anlage 1 zu dieser Vorlage ersichtlichen Fassung.“ 
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Der Ausschuss für Recht, Sicherheit, Integration und Gleichstellung fasst bei 

Zustimmung: einstimmig 

Ablehnung: -- 

Enthaltung: -- 

Abwesend: Demokratie erneuern/Freie Wähler 

den  
 

Beschluss 
 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss zu 

fassen: 

 

Dem Antrag des Magistrats betr. Satzung der Stadt Kassel über die Erhebung von 

Kosten für Amtshandlungen im Zusammenhang mit der Gewinnung von 

Frischfleisch (Frischfleisch-Kostensatzung), 101.17.1571, wird zugestimmt. 

 

Berichterstatter/-in:  Stadtverordneter Dr. Eichler 

 

 

2. Dschihadisten und Islamisten in Kassel 

Anfrage der Fraktion Kasseler Linke 

- 101.17.1544 - 

 

Anfrage 

 

Wir fragen den Magistrat: 

 

1. Wie viele Kasseler*innen sind dem Dschihadismus und Islamismus 

zuzurechnen? 

2. Wieviel Kasseler*innen sind schon in die Kriegsgebiete nach Syrien 

ausgereist? 

3. Wieviel Kasseler*innen sind in den Kriegsgebieten Syriens bereits 

umgekommen? 

4. Wie ist die Sozialstruktur der bekannten Dschihadisten und Islamisten in 

Kassel? 

5. Wo liegen die Anwerbeschwerpunkte in Kassel? 

6. Welche Beratungs- und Hilfsangebote für Angehörige gibt es in Kassel? 

7. Wer bietet welche Informationen und Weiterbildungsangebote für 

Institutionen und pädagogische Kräfte wie Lehrer*innen und 

Sozialpädagog*innen in Kassel an? 

8. Gibt es bei der Stadt Kassel Bestrebungen, Angebote für den Informations- 

und Beratungsbedarf von Angehörigen, Fachkräften und Öffentlichkeit zu 

schaffen? 
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Fraktion. Bürgermeister Kaiser beantwortet die Anfrage und sagt die schriftliche 

Beantwortung als Anlage zur Niederschrift zu. 

 

Nach Beantwortung durch Bürgermeister Kaiser erklärt Vorsitzender Kortmann 

die Anfrage für erledigt. 

 

 

3. Rassistische Diskriminierung beim Einlass in die Disko A7 

Anfrage der Fraktion Kasseler Linke 

- 101.17.1560 - 

 

Anfrage 

 

Wir fragen den Magistrat: 

 

1. Erneut sind Diskogäste in der Diskothek A7 offenkundig unbegründet 

(Einlass nur für Clubgäste) am Einlass abgewiesen worden. Das im 

Grundgesetz verankerte Diskriminierungsverbot wurde am 1.1.15 unter 

anderem bei einem abgewiesenen Ratsherrn aus Göttingen nicht beachtet. 

Hat der Magistrat Kenntnis von diesen Vorfällen? 

2. Hat der Magistrat Kenntnis von ähnlichen Vorfällen in anderen 

Diskotheken? 

3. Wie will der Magistrat auf den Betreiber des A7 und Auftraggeber des 

Sicherheitsdienstes einwirken, um diese wiederholten Diskriminierungen 

künftig zu unterbinden? 

4. Sieht der Magistrat die Zuverlässigkeit des Betreibers gewahrt, um eine 

solche Diskothek weiter betreiben zu können? 

5. Werden die Sicherheitsfirmen auf Einhaltung des gesetzlichen Rahmens 

und auf ein Mindestmaß an Zuverlässigkeit der Mitarbeiter*innen auch im 

laufenden Betrieb geprüft? 

6. Liegen für alle Beschäftigten mit Bewachungstätigkeit der vom A7 

beauftragten Firma „Security Team Kabashi“ die notwendigen 

Sachkundenachweis bzw. 40 stündige Unterrichtungsnachweis vor? 

7. Welche Institution ist für die Überwachung und Einhaltung der Regeln bei 

den Sicherheitsfirmen zuständig? 

8. Wie oft erfolgen anlasslose Prüfungen der Sicherheitsfirmen? 

9. Wird es nach diesem Vorfall eine anlassbezogene Prüfung geben? 

10. Welche Möglichkeiten haben diskriminierte Menschen, um ihr Recht 

durchsetzen zu können? 

11. Gibt es in der Stadtverwaltung eine Anlaufstelle oder Ansprechperson, die 

entsprechende Informationen entgegen nimmt und dann auf die 

Verursacher einwirkt um künftige Diskriminierungen zu unterbinden? 
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Fraktion, die im Anschluss von Bürgermeister Kaiser beantwortet wird.  

Die schriftliche Antwort wird von Bürgermeister Kaiser als Anlage zur Niederschrift 

zugesagt. 

 

Nach Beantwortung durch Bürgermeister Kaiser erklärt Vorsitzender Kortmann 

die Anfrage für erledigt. 

 

 

4. Genehmigungspraxis bei Veranstaltungen 

Anfrage der CDU-Fraktion 

- 101.17.1561 - 

 

Anfrage 

 

Wir fragen den Magistrat: 

 

Wie will der Magistrat künftig die Genehmigungspraxis bei Veranstaltungen in 

der Innenstadt unter Berücksichtigung der Interessen der Anwohner, aber auch 

mit dem Ziel der Belebung der City, gestalten? 

 

Bürgermeister Kaiser beantwortet die Anfrage und sagt die schriftliche Antwort als 

Anlage zur Niederschrift zu. 

 

Nach Beantwortung durch Bürgermeister Kaiser erklärt Vorsitzender Kortmann 

die Anfrage für erledigt. 

 

 

5. Sperrgebietsverordnung 

Antrag der CDU-Fraktion 

- 101.17.1562 - 

 

Antrag 

 

Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen: 

 

Der Magistrat wird aufgefordert, darzustellen, mit welchem Konzept und mit 

welchen Mitteln er die Einhaltung der Sperrgebietsverordnung in ihrem 

künftigen Geltungsbereich sicherstellen will. 

 

 

Bürgermeister Kaiser nimmt zu dem Antrag der CDU-Fraktion wie folgt Stellung: 
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Geltung zu verschaffen, dass verstärkte Kontrollen von Ort und Bußgeldverfahren 

durchgeführt werden. Dazu sollen Schwerpunktaktionen durchgeführt werden, so 

dass verstärkte Kontrollen über einen längeren Zeitraum gewährleistet werden 

können. Allerdings ist zu bedenken, dass Schwerpunktaktionen - egal in welchem 

Bereich - ohne zusätzliche Personalausstattung immer nur zu Lasten des 

Personaleinsatzes in anderen Bereichen erfolgen können.  Wenn im 

Geltungsbereich der Sperrgebietsverordnung über einen längeren Zeitraum eine 

dauerhafte Präsenz der Mitarbeiter/innen des Ordnungsamtes mit entsprechenden 

Kontrollen erfolgen soll, wird zwangsläufig das übrige Stadtgebiet nicht bestreift 

werden können. 

Nach der sich anschließenden Diskussion zieht Stadtverordneter Kieselbach,  

CDU-Fraktion, den Antrag seiner Fraktion zurück. 

 

Der Antrag wurde von der Antrag stellenden Fraktion zurückgezogen. 

 

 

6. Alkoholverbot in der Samuel-Beckett-Anlage 

Antrag der CDU-Fraktion 

- 101.17.1563 - 

 

Abgesetzt 

 

 

7. Klageverfahren gegen die Stadt Kassel 

Anfrage der CDU-Fraktion 

- 101.17.1564 - 

 

Anfrage 

 

Wir fragen den Magistrat: 

 

1. Wie viele Klagen wurden in den Jahren 2012 bis 2014 jeweils pro 

Kalenderjahr gegen die Stadt Kassel erhoben? 

 

2. Wie viele davon wurden wie erledigt? 

 

3. In wie vielen Fällen wurden Zahlungen in welcher Höhe aufgrund welchen 

Verhaltens gezahlt? 

 

4. Wie viele Klagen sind derzeit gegen die Stadt Kassel noch anhängig? 

 

 

 

 



 

Niederschrift über die 30. Sitzung des Ausschusses für Recht, Sicherheit, Integration  

und Gleichstellung vom 12. Februar 2015 

 

7 von 7 Bürgermeister Kaiser beantwortet die Anfrage und sagt die schriftliche Antwort als 

Anlage zur Niederschrift zu. 

 

Nach Beantwortung durch Bürgermeister Kaiser erklärt Vorsitzender Kortmann 

die Anfrage für erledigt. 

 

 

 

Ende der Sitzung: 17:40 Uhr 

 

 

 

 

 

Stefan Kortmann Andrea Herschelmann 

Vorsitzender Schriftführerin 
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